
66. Abgeordnete
Katja

Kipping

(DIE LINKE.)

Wie viele Personen in der Referenzgruppe der
EVS 2008 für die Ermittlung der Regelsätze
beziehen Leistungen nach dem SGB II, und
wie viele darunter
a) beziehen gleichzeitig ein Einkommen aus

Erwerbsarbeit,
b) einen befristeten Zuschlag nach § 24

SGB II,
c) Elterngeld,
d) hatten einen Anspruch auf Eigenheimzu-

lage oder
e) Arbeitslosengeld
(jeweils auch als Anteile innerhalb der Refe-
renzgruppe ausweisen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 7. Oktober 2010

Aufgrund der in § 3 Absatz 1 des Entwurfs zum Gesetz zur Ermitt-
lung von Regelbedarfen vorgenommenen Abgrenzung gibt es keine
Personen in den Referenzgruppen, die ausschließlich Leistungen
nach dem SGB II beziehen.

Von den hochgerechnet 2,126 Millionen (100 Prozent) Haushalten
der Referenzgruppe für Einpersonenhaushalte bezogen 382 000
(18 Prozent) Haushalte mit Leistungen nach dem SGB II sowie
SGB XII gleichzeitig Einkommen aus Erwerbstätigkeit sowie 55 000
(2,6 Prozent) einen Zuschlag nach § 24 SGB II.

Haushalte mit dem Bezug von Eltern- bzw. Erziehungsgeld oder
Eigenheimzulage waren nicht in dieser Referenzgruppe vorhanden.

Von den hochgerechneten 478 000 (100 Prozent) Haushalten der Re-
ferenzgruppe für Familien mit einem Kind von 0 bis 17 Jahren bezo-
gen 134 000 (28 Prozent) Haushalte mit Leistungen nach dem
SGB II sowie SGB XII gleichzeitig Einkommen aus Erwerbstätigkeit
sowie 56 000 (11,7 Prozent) Eltern- bzw. Erziehungsgeld.

67. Abgeordnete
Katja

Mast
(SPD)

Wie begründet die Bundesregierung ihr Vorge-
hen, im Zuge der Haushaltsberatungen zum
Einzelplan des BMAS 2011 bereits jetzt zu
beschließen, so genannte Pflicht- in Ermessens-
leistungen umzuwandeln, wenn die dafür
notwendige Evaluierung der arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente erst Mitte 2011 vorliegt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 6. Oktober 2010

Eine Entscheidung darüber, ob und welche Pflichtleistungen der Ar-
beitsförderung in Ermessensleistungen umgewandelt werden, wird
im Zusammenhang mit der für das Jahr 2011 geplanten Instrumen-
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